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Kiep, Siemens-Verwaltung (in München) 
C D U

Spenden von Siemens
für Ost-Deal?

In der CDU-Finanzaffäre sind Unterlagen aufgetaucht, die
das Motiv für mögliche Millionenspenden des Siemens-

Konzerns an die Union erhärten könnten. Offenbar hat der
frühere CDU-Schatzmeister Walther Leisler Kiep Ende der
achtziger Jahre mit der DDR-Führung keineswegs nur über
die „Vision“ gesprochen, Siemens könne das marode Tele-
fonnetz der DDR erneuern, wie Kiep zuletzt vor dem Spen-
den-Untersuchungsausschuss behauptet hatte. Stattdessen
verhandelte er laut Protokollen seiner DDR-Gesprächspart-
ner mit Wissen der Bundesregierung sowie des damaligen
Siemens-Vorstandschefs Karlheinz Kaske
über ein konkretes Projekt.
Nach Angaben des langjährigen Generalbe-
vollmächtigten der CDU-Schatzmeisterei,
Uwe Lüthje, hat der Elektronikkonzern der
Union zwischen 1981 und 1992 acht oder neun
Millionen Mark in bar zukommen lassen, die
auf schwarzen Konten in der Schweiz lande-
ten. Kiep bestreitet das. 
Erst nachdem der vormalige DDR-Unter-
händler Jürgen Nitz dem Ausschuss Anfang
Juli über seine Gespräche mit Kiep berichtet
hatte, gab dieser ein Engagement zu Gunsten
von Siemens zu. Dabei, so Kiep, sei es aber nur
um die „Vision eines Projektes“ gegangen: „Das war doch kein
Geschäft.“ Ein Vermerk für das damalige Politbüromitglied Gün-
ter Mittag legt jedoch einen anderen Schluss nahe. Demnach sag-
te Kiep bei einem Gespräch mit Vertretern der DDR-Spitze am
31. Mai 1988 in Ost-Berlin, Siemens habe „inzwischen so viel li-
quide Mittel angehäuft, dass der Konzern sofort in der Lage ist,
mit Sicherheiten der Bundesregierung in ein solches Geschäft ein-
zusteigen“. Gemeint war damit „das gesamte Paket Telekom-
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Randalierende Global
munikation, Verkabelung, Telefonnetz“ der DDR. Sechs
Tage nach dem Mauerfall, am 15. November 1989, erinnerte
Kiep laut einer Notiz von Nitz „im Auftrag von Siemens“
bei einem Treffen in Berlin an das „Kooperationsangebot
zur völligen Modernisierung des Telefonnetzes der DDR“.
Auch der Bundeskanzler und CDU-Chef Helmut Kohl

„würde diesen Vorschlag befürworten“. Wenige Wochen später
schloss Siemens mit der DDR entsprechende Verträge mit einem
Volumen von rund 80 Millionen Mark ab. Der Telefon-Deal
scheiterte am Ende an der raschen Wiedervereinigung. 
Von Kiep war vergangenen Freitag keine Stellungnahme zu
den jetzt aufgetauchten Dokumenten zu erhalten. Siemens hat
bislang stets beteuert, „keinerlei Anhaltspunkte“ für die Rich-
tigkeit von Lüthjes Aussage zu haben.
isierungsgegner (in Gen
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Italien droht Verfahren
Die Bundesregierung prüft, ob sie ge-

gen Italien ein Vertragsverletzungs-
verfahren beim Europäischen Gerichts-
hof einleiten soll. Der Grund: Trotz
mehrerer Bitten der Deutschen weigert
sich die italienische Regierung unter Sil-
vio Berlusconi, die pauschale Auswei-
sungsverfügung gegen 70 Deutsche
zurückzunehmen, die bei den Genua-
Krawallen am Rande des G-8-Gipfels
festgenommen wurden. Zwar haben 
Italiens Behörden die fünfjährige Wie-
dereinreisesperre inzwischen aufgeho-
ben. Sie beharren aber darauf, dass die
Ausweisung der Demonstranten
grundsätzlich korrekt gewesen sei. Vor
einer etwaigen Einreise müssten die
Bundesbürger einen Antrag beim In-
nenminister in Rom stellen. Berlin be-
ruft sich auf die EU-Vertragsbestimmun-
gen zum freien Personenverkehr. Da-
nach seien Ausweisungen nur nach Ein-
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zelfallprüfungen möglich,
nicht aber auf Grund einer
pauschalen Zuordnung zu
einer Gruppe teilweise ge-
walttätiger Demonstranten.
Unzulässig sei auch die Ver-
pflichtung, vor der Wieder-
einreise einen Antrag stellen
zu müssen. Den Vorwurf aus
Italien, Deutschland habe
sich bereits in gleicher Weise
gegenüber italienischen
Staatsbürgern verhalten,
weist das Auswärtige Amt
zurück: Bei denen habe es
sich um wegen Drogendelik-
ten zu mehrjährigen
Haftstrafen verurteilte Italie-

ner gehandelt, deren Schuld – anders
als bei den aus Italien abgeschobenen
Deutschen – in einem Strafprozess
rechtskräftig festgestellt worden sei. 
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